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„Wieso ist der indizierte Film „Jud 
Süß“ auf YouTube zu sehen, obwohl 
doch eigentlich indizierte Filme in 
Deutschland nicht frei aufrufbar sein 
dürfen?“ 

Der Beschwerdeführer kritisierte 
mit seiner Frage, dass die Video-
Plattform YouTube den nationalso-
zialistischen Propagandafilm „Jud 
Süß“ frei zugänglich machte, obwohl 
dieser als indizierter Film nicht frei 
aufrufbar sein dürfte. Der aus dem 
Jahr 1940 stammende Spielfilm 
wurde von der Bundesprüfstelle für 
jugendgefährdende Medien“ (BPjM) 
als jugendgefährdend indiziert 
(Listenteil B). Solche Filme sind 
strafrechtlich relevant und dürfen 
in Deutschland nicht im Internet 
verbreitet werden.

YouTube gehört zu den weltweit 
führenden Videoportalen. Bei 
Kindern im Alter von sechs bis 13 
Jahren steht es im Ranking der be-
liebtesten Websites an erster Stelle 
(24 %, KIM-Studie 2014). 74 % der 

12- bis 19-Jährigen in Deutschland 
suchen regelmäßig Videoportale wie 
YouTube auf (JIM-Studie 2013). 

Die MA HSH stieß bei einer Überprü-
fung bei YouTube darüber hinaus 
noch auf dreizehn weitere indizierte 
Filme, die teilweise wegen sadisti-
scher Tötungs- und Verletzungs-
handlungen jugendgefährdend sind. 

Weil YouTube ein Portal des US-
amerikanischen Unternehmens 
Google Inc. ist, informierte die MA 
HSH die in Hamburg ansässige 
Google Germany GmbH über Links 
zum Abruf dieser Filme auf You-
Tube. Das Unternehmen reagierte 
umgehend und sperrte die Filme 
auf den entsprechenden Seiten für 
Nutzer aus Deutschland. 

Auf YouTube werden täglich mil-
lionenfach und zumeist anonym 
Videos hochgeladen, angesehen, 
kommentiert und bewertet. Darunter 
befinden sich u. a. auch pornogra-
fische, gewaltverherrlichende oder 

rechtsextremistische Videos, die 
gegen deutsche Rechtsnormen 
verstoßen. 

Nutzer können solche Inhalte über 
die „Flagging“-Funktion melden. 
Bei pornografischen Inhalten ist die 
Erfolgsquote über dieses Melde-
verfahren sehr hoch, bei Inhalten, 
die gegen andere, zum Teil nur in 
Deutschland geltende Rechtsnor-
men verstoßen, ist dieses Melde-
verfahren dagegen weniger erfolg-
reich. Werden solche Verstöße aber 
durch deutsche Aufsichtsbehörden 
gemeldet, werden die Inhalte in der 
Regel ebenfalls entfernt oder für den 
Zugriff durch Nutzer aus Deutsch-
land gesperrt.

Die deutschen Aufsichtsbehörden 
haben bei Plattformbetreibern, die, 
wie YouTube, ihren Firmensitz im 
Ausland haben, nur eingeschränk-
te Handlungsmöglichkeiten, weil 
ausländische Unternehmen nicht 
der deutschen Medienaufsicht 
unterliegen. 

Die Kommission für Jugendme-
dienschutz (KJM), die Einrichtung 
jugendschutz.net und die Medien-
anstalten werden bei Kenntnis von 
Verstößen gegen den Jugendme-
dienschutzstaatsvertrag (JMStV) 
aber dennoch aktiv. Sie weisen die 
Betreiber auf Jugendschutzprob-
leme hin und drängen darauf, dass 
diese behoben und die Schutzvor-
kehrungen verbessert werden. Sie 
fordern aber auch größere Vorsorge 
und nachhaltigere Lösungen, wie 
zum Beispiel den Einsatz von tech-
nischen Vorkehrungen (Content-ID, 
Fingerprint), damit bereits einmal 
gelöschte bzw. gesperrte Inhalte 
beim erneuten Einstellen auf der 
Plattform sofort erkannt und ge-
sperrt werden. 
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